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	Di. u. Do.
	09:00 – 12:00
	Fax:
	+49 3931 21 3060
	
	39576 Hansestadt Stendal
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	Straßenverkehrsamt zusätzlich:
	Internet:
	www.landkreis-stendal.de	
	Bankverbindung:
	Kreissparkasse Stendal
	

	Mo.
	09:00 – 12:00
	E-Mail:
	kreisverwaltung@landkreis-stendal.de
	IBAN:
	DE63 8105 0555 3010 0029 38
	

	
	14:00 – 16:00
	De-Mail:
	poststelle@lksdl.de-mail.de*
	BIC:
	NOLADE21SDL
	

	Fr.
	08:00 – 11:00
	EGVP vorhanden*
	
	
	

	

	* Hinweise für den Zugang für schriftformersetzende elektronische Dokumente unter http://www.landkreis-stendal.de/de/kontakt.html



	
Öffentliche Bekanntgabe gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 14b des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808) geändert worden ist über die Feststellung gemäß § 5 Abs. 1 UVPG.

zum Vorhaben:
Photovoltaik-Freiflächenanlage Schwarzholz

ca. 8 ha

am Standort:
Gemarkung: Schwarzholz
Flur: 5
Flurstücke: 38, 42, 52 (teilweise), 62, 63/3, 64
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Darlegung der Gründe anhand der Kriterien aus Anlage 3 UVPG sowie zur Erläuterung der Merkmale des Vorhabens bzw. des Standortes und der Vorkehrungen, die für die getroffene Feststellung nach § 5 Abs. 1 UVPG maßgebend sind



Gliederung:
I.	Angaben des Vorhabenträgers zur Vorbereitung der Vorprüfung gem. Anlage 2 UVPG	4
II.	Kriterien für die Vorprüfung im Rahmen einer Umweltverträglichkeitsprüfung gem. 
Anlage 3 UVPG	4
III.	Maßgebende Merkmale des Vorhabens oder des Standorts und Angaben zu den Vorkehrungen, die für die Einschätzung maßgebend sind, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist.	6
Anlagen:
1. Angaben des Vorhabenträgers gem. Anlage 2 UVPG


1. [bookmark: _Toc491415787]Angaben des Vorhabenträgers zur Vorbereitung der Vorprüfung gem. Anlage 2 UVPG 
0. Eine Beschreibung des Vorhabens, insbesondere
siehe Anlage A1
0. der physischen Merkmale des gesamten Vorhabens und, soweit relevant, der Abrissarbeiten,
siehe Anlage A1
0. des Standorts des Vorhabens und der ökologischen Empfindlichkeit der Gebiete, die durch das Vorhaben beeinträchtigt werden können.
siehe Anlage A1
0. Eine Beschreibung der Schutzgüter, die von dem Vorhaben erheblich beeinträchtigt werden können.
siehe Anlage A1
0. Eine Beschreibung der möglichen erheblichen Auswirkungen des Vorhabens auf die betroffenen Schutzgüter infolge
siehe Anlage A1
2. der erwarteten Rückstände und Emissionen sowie gegebenenfalls der Abfallerzeugung,
siehe Anlage A1
2. der Nutzung der natürlichen Ressourcen, insbesondere Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt.
siehe Anlage A1

1. [bookmark: _Toc491415788]Kriterien für die Vorprüfung im Rahmen einer Umweltverträglichkeitsprüfung gem. Anlage 3 UVPG
	1. Merkmale der Vorhaben
Die Merkmale eines Vorhabens sind insbesondere hinsichtlich folgender Kriterien zu beurteilen:

	0. Größe und Ausgestaltung des gesamten Vorhabens und, soweit relevant, der Abrissarbeiten,
	Größe der Waldumwandlungsfläche 8,04 ha, davon 7 ha zusammenhängend, Rodung der Bäume und Sträucher erforderlich

	0. Zusammenwirken mit anderen bestehenden oder zugelassenen Vorhaben und Tätigkeiten,
	südlich gelegen sind zwei stillgelegte Sandtagebaue, für die ebenfalls Wald umgewandelt wurde, Renaturierung auf Teilflächen der Tagebaue abgeschlossen

	0. Nutzung natürlicher Ressourcen, insbesondere Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt,
	8,04 ha Wald werden für die Aufstellung einer Freiflächenphotovoltaikanlage beansprucht, insgesamt eine Fläche von 14,2 ha, die für den B-Plan überplant werden

	0. Erzeugung von Abfällen im Sinne von § 3 Absatz 1 und 8 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes,
	Bei der Rodung nicht gegeben

	0. Umweltverschmutzung und Belästigungen,
	Im Rahmen der Rodung werden durch Baumaschinen lokal Staub-, Lärm- und Abgasemissionen verursacht

	0. Risiken von Störfällen, Unfällen und Katastrophen, die für das Vorhaben von Bedeutung sind, einschließlich der Störfälle, Unfälle und Katastrophen, die wissenschaftlichen Erkenntnissen zufolge durch den Klimawandel bedingt sind, insbesondere mit Blick auf:
	Erhöhte Brandgefahr, da es sich um eine technische Anlage handelt, die dauerhaft unter Spannung steht (mögliche Kurzschlüsse bei Beschädigung der Module oder Leitungen), relevant für die benachbarten Waldbestände

	5. verwendete Stoffe und Technologien,
	Es liegt kein besonderes Risikopotential vor. Beim Transport können eventuell gefährdete Stoffe/ Materialien, wie Kraft- und Schmierstoffe bzw. Motoröle, nur im Havariefall und nur in begrenzter Menge anfallen. Fahrzeuge und Maschinen, bei denen mit Kraftstoffen und Motorölen gearbeitet wird, sind entsprechend den technischen Vorschriften so zu warten, dass Beeinträchtigungen von Natur und Umwelt weitestgehend auszuschließen sind. Es gelten die betrieblichen Vorschriften zur Einhaltung von Sicherheitsstandards.
[bookmark: _GoBack]

	5. die Anfälligkeit des Vorhabens für Störfälle im Sinne des § 2 Nummer 7 der Störfall-Verordnung, insbesondere aufgrund seiner Verwirklichung innerhalb des angemessenen Sicherheitsabstandes zu Betriebsbereichen im Sinne des § 3 Absatz 5a des Bundes-Immissionsschutzgesetzes,
	nicht zutreffend

	0. Risiken für die menschliche Gesundheit, z. B. durch Verunreinigung von Wasser oder Luft.
	Nicht gegeben, da nur lokal Staub-, Lärm- und Abgasemissionen verursacht werden

	1. Standort der Vorhaben
Die ökologische Empfindlichkeit eines Gebiets, das durch ein Vorhaben möglicherweise beeinträchtigt wird, ist insbesondere hinsichtlich folgender Nutzungs- und Schutzkriterien unter Berücksichtigung des Zusammenwirkens mit anderen Vorhaben in ihrem gemeinsamen Einwirkungsbereich zu beurteilen:

	1. bestehende Nutzung des Gebietes, insbesondere als Fläche für Siedlung und Erholung, für land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Nutzungen, für sonstige wirtschaftliche und öffentliche Nutzungen, Verkehr, Ver- und Entsorgung (Nutzungskriterien),
	
· forstwirtschaftliche Nutzung, Nutzungspotenzial gering, da junge Bestände von durchschnittlich 30 Jahren, mittlere bis reiche Standorte
· durch Randlage Schutzwirkung auf dahinterliegende Bestände (Sonneneinstrahlung, Hitze, Wind)
· keine besonderen Nutzfunktionen

	1. Reichtum, Verfügbarkeit, Qualität und Regenerationsfähigkeit der natürlichen Ressourcen, insbesondere Fläche, Boden, Landschaft, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, des Gebiets und seines Untergrunds (Qualitätskriterien),
	· Keine besonderen Waldfunktionen nach Waldfunktionenkartierung
· Regenerationsfähigkeit des Waldes bei Rückbau PV und Wiederbewaldung hoch, da junge Bestände von 30 Jahren
· Bis auf eine Lichtung keine Waldnebenflächen betroffen
· Keine Gewässer vorhanden, die durch Waldumwandlung beeinträchtigt werden
· Altlastenverdachtsfläche vorhanden (ehem. KKW Seitenkippe)
· Anteil Waldumwandlungsfläche an Gesamtgröße des Waldgebietes 2,21 %


	1. Belastbarkeit der Schutzgüter unter besonderer Berücksichtigung folgender Gebiete und von Art und Umfang des ihnen jeweils zugewiesenen Schutzes (Schutzkriterien):
	· Streng geschützte Arten im direkten Umfeld: Fischadler (Horststandort ca. 200 m entfernt auf Hochspannungsmast)
· 100 m Horstschutzzone eingehalten, 300 m Horstschutzzone bedingt keine Fäll- und Bauarbeiten in Brutzeit
· Gemäß Stellungnahme der Vogelschutzwarte Steckby sind negative Auswirkungen durch Waldverlust und Bau und Betrieb der PV-Anlage nicht auszuschließen
· Artenschutz ist Teil des B-Plans und damit im Rahmen des Umweltberichtes abgehandelt, keine erneute Betrachtung im Rahmen dieser Vorprüfung
· Besondere Schutzwälder (Naturwaldzelle, Schutzwald, Erholungswald) nicht betroffen


	2. Natura 2 000-Gebiete nach § 7 Absatz 1 Nummer 8 des Bundesnaturschutzgesetzes,
	Nicht betroffen

	2. Naturschutzgebiete nach § 23 des Bundesnaturschutzgesetzes, soweit nicht bereits von Nummer 2.3.1 erfasst,
	Nicht betroffen

	2. Nationalparke und Nationale Naturmonumente nach § 24 des Bundesnaturschutzgesetzes, soweit nicht bereits von Nummer 2.3.1 erfasst,
	Nicht betroffen

	2. Biosphärenreservate und Landschaftsschutzgebiete gemäß den §§ 25 und 26 des Bundesnaturschutzgesetzes,
	Nicht betroffen

	2. Naturdenkmäler nach § 28 des Bundesnaturschutzgesetzes,
	Nicht betroffen

	2. geschützte Landschaftsbestandteile, einschließlich Alleen, nach § 29 des Bundesnaturschutzgesetzes,
	Nicht betroffen

	2. gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 des Bundesnaturschutzgesetzes,
	Nicht betroffen

	2. Wasserschutzgebiete nach § 51 des Wasserhaushaltsgesetzes, Heilquellenschutzgebiete nach § 53 Absatz 4 des Wasserhaushaltsgesetzes, Risikogebiete nach § 73 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes sowie Überschwemmungsgebiete nach § 76 des Wasserhaushaltsgesetzes,
	Nicht betroffen

	2. Gebiete, in denen die in Vorschriften der Europäischen Union festgelegten Umweltqualitätsnormen bereits überschritten sind,
	Nicht betroffen

	2. Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, insbesondere Zentrale Orte im Sinne des § 2 Absatz 2 Nummer 2 des Raumordnungsgesetzes,
	Nicht betroffen

	2. in amtlichen Listen oder Karten verzeichnete Denkmäler, Denkmalensembles, Bodendenkmäler oder Gebiete, die von der durch die Länder bestimmten Denkmalschutzbehörde als archäologisch bedeutende Landschaften eingestuft worden sind.
	Nicht betroffen

	1. Art und Merkmale der möglichen Auswirkungen
Die möglichen erheblichen Auswirkungen eines Vorhabens auf die Schutzgüter sind anhand der unter den Nummern 1 und 2 aufgeführten Kriterien zu beurteilen; dabei ist insbesondere folgenden Gesichtspunkten Rechnung zu tragen:

	2. der Art und dem Ausmaß der Auswirkungen, insbesondere, welches geographische Gebiet betroffen ist und wie viele Personen von den Auswirkungen voraussichtlich betroffen sind,
	Anlagebedingte Auswirkungen
· Flächenumnutzung, dadurch Veränderung Landschaftsbild
· Abgemildert durch teilweise östlich vorgelagerte Flurstücke mit Bestockung
· Verlust der Waldflora, damit verbunden Biotopverlust und Veränderung der Artzusammensetzung
· Einzäunung verursacht Barrierewirkung für Wildtiere sowie Einschränkung des Betretensrechts der freien Landschaft nach § 22 Abs. 1 LWaldG
· Rodung kann zu negativen Randeffekten bei bestehenden benachbarten Beständen führen (Wind, Hitze, Besonnung)
Baubedingte Auswirkungen
· Vergrämungswirkung auf Fauna durch Lärm
· Bodenverdichtung
Auswirkungen der Ersatzaufforstungen
· Der Waldersatz findet auf Ackerstandorten bzw. einer Ackerbrache statt.
· Veränderung Landschaftsbild gering, da Flächen im direkten Anschluss an Wald bzw. im Wald liegen
· Veränderung Artzusammensetzung Flora und Fauna auf den Flächen, keine negativen Auswirkungen zu erwarten
.

	2. dem etwaigen grenzüberschreitenden Charakter der Auswirkungen,
	nicht gegeben

	2. der Schwere und der Komplexität der Auswirkungen,
	Schwere und Komplexität als gering eingeschätzt

	2. der Wahrscheinlichkeit von Auswirkungen,
	genannte Auswirkungen sehr wahrscheinlich 

	2. dem voraussichtlichen Zeitpunkt des Eintretens sowie der Dauer, Häufigkeit und Umkehrbarkeit der Auswirkungen,
	· Dauerhafte Auswirkungen ab der Rodung der Bäume, über die Dauer der Nutzung der Fläche als Photovoltaik-Freiflächenanlage, Auswirkungen nach Rückbau der Anlage und Wiederaufforstung vollständig umkehrbar


	2. dem Zusammenwirken der Auswirkungen mit den Auswirkungen anderer bestehender oder zugelassener Vorhaben,
	· nicht gegeben, da die südlich noch vorhandenen Sandtagebaue bereits teilweise renaturiert/bewaldet sind und zum Zeitpunkt der Waldumwandlung für die Tagebaue auf der Vorhabenfläche noch kein Wald vorhanden war


	2. der Möglichkeit, die Auswirkungen wirksam zu vermindern.
	· Rodung des Waldes außerhalb des Brutzeitraumes von Fischadler bzw. Vogelarten allgemein (Okt-Febr)
· Störungsminimierung
· Waldflächenersatz im Verhältnis 1:1, davon 1 ha innerhalb des Landkreises Stendal geplant, Rest im Landkreis Börde
· Räumlich-funktionaler Zusammenhang nur begrenzt gegeben
· Waldverlust für den Landkreis Stendal
· Abstände der baulichen Anlage zum Wald sowie Brandschutzstreifen können Waldbrandgefahr verringern



1. [bookmark: _Toc491415789]Maßgebende Merkmale des Vorhabens oder des Standorts und Angaben zu den Vorkehrungen, die für die Einschätzung maßgebend sind, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist.

Die Waldbestände im Planungsgebiet sind sehr jung (ca. 30 Jahre), wodurch bei Rückbau der PV-Anlage und Wiederaufforstung eine schnelle Wiederherstellung des vorherigen Zustandes gegeben wäre. Außerdem liegen für die Fläche keine besonderen Waldfunktionen nach Waldfunktionenkartierung vor.

Der Waldverlust wird an anderer Stelle vollständig durch Ersatzaufforstungen ausgeglichen.  
IV. 	Ergebnis der Vorprüfung und Feststellung gem. § 5 UVPG

Im Ergebnis der Vorprüfung wird festgestellt, dass eine Umweltverträglichkeit nicht erforderlich ist.
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